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Nr. 09                        Stadt Grevenbroich                        12.04.2025 
                                            Amtliche Bekanntmachungen 
 

 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

 
Aktenzeichen: 60.90.02-001/2024-006        Dortmund, den 02.04.2025  

 
B E K A N N T M A C H U N G 

 
Antrag der RWE Power AG auf „Zulassung des Rahmenbetriebsplans für den Bau und 
Betrieb der Rheinwassertransportleitung zu den Tagebauen Garzweiler und Hambach 

einschließlich Rheinwasserentnahme“ 
 

Onlinekonsultation im Anhörungsverfahren 
 

Die Bezirksregierung Arnsberg führt im Rahmen des oben genannten bergrechtlichen 
Planfeststellungsverfahrens gemäß § 73 Abs. 6 i. V. m. § 27c Abs. 1 Nr. 1 
Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) ersatzweise 
eine Onlinekonsultation anstelle eines Erörterungstermins durch. 
(VwVfG NRW in seiner ab 01.01.2025 geltenden Fassung, GV. NRW vom 20.12.2024, S. 
1184). 
 
Die Onlinekonsultation ist nicht öffentlich. Teilnahmeberechtigt sind die Vorhabenträgerin, 
die Behörden, die Betroffenen sowie diejenigen, die Einwendungen erhoben oder 
Stellungnahmen abgegeben haben. 
 
Die Vorhabenträgerin, die Behörden und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder 
Stellungnahmen abgegeben haben, werden durch die Bezirksregierung Arnsberg hinsichtlich 
der Modalitäten der Onlinekonsultation individuell schriftlich benachrichtigt und benötigen 
keine Anmeldung. 
 
Die zur Teilnahme berechtigten Betroffenen, die sich bislang noch nicht im Verfahren geäußert 
haben, können vor Beginn der Onlinekonsultation, im Zeitraum vom 
 

02.05.2025 
 

bis 
 

15.05.2025 
 

schriftlich bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, 
Goebenstraße 25, 44135 Dortmund oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse  
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registratur-do@bra.nrw.de mit der Angabe des Aktenzeichens 60.90.02-001/2024-006 und 
dem Stichwort Rheinwassertransportleitung den Zugang zur Onlinekonsultation 
beantragen. Diese Anmeldung ist für die zur Teilnahme berechtigten Betroffenen, die sich 
bislang noch nicht im Verfahren geäußert haben, Voraussetzung für die Teilnahme an der 
Onlinekonsultation. 
 
Die Onlinekonsultation findet statt in dem Zeitraum vom 
 

16.05.2025 
 

bis 
 

30.05.2025 
 
Für die Onlinekonsultation werden den zur Teilnahme Berechtigten die sonst im 
Erörterungstermin zu behandelnden Informationen über eine Internetseite passwortgeschützt 
in pseudonymisierter Form zugänglich gemacht. 
Hierzu wurden alle fristgerecht eingegangenen Einwendungen und Stellungnahmen geprüft 
und in einer Synopse aufbereitet. 
 
Der Termin wird hiermit gemäß § 73 Abs. 6 Satz 2 VwVfG NRW bekannt gemacht. 
 
Die zur Teilnahme Berechtigten können sich bis zum Ablauf der Äußerungsfrist, 30.05.2025, 
23:59 Uhr, 
 
schriftlich 
 

• bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, 
Goebenstraße 25, 44135 Dortmund 

 
oder elektronisch 
 

• unter der E-Mail-Adresse registratur-do@bra.nrw.de 
 
mit der Angabe des Aktenzeichens 60.90.02-001/2024-006 und dem Stichwort 
Rheinwassertransportleitung dazu äußern. 
 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Errichtung und den Betrieb einer Rohrleitungsanlage 
zum Befördern von Wasser i. S. v. §§ 52 Abs. 2a, 57c Bundesberggesetz (BBergG) i. V. m. 
§ 1 Nr. 9 der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben 
(UVP-V Bergbau) und Nr. 19.8.1 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Das Vorhaben ist grundsätzlich vorprüfungspflichtig i. 
S. v. § 7 UVPG. 
 
Das Vorhaben umfasst u. a. die Errichtung und den Betrieb der Rohrleitungen bzw. baulichen 
Anlagen (u. a. Entnahmebauwerk, Pump- und Verteilbauwerk, Auslaufbauwerk am Tagebau 
Hambach), entsprechend notwendige bauzeitliche Wasserhaltungen und die 
Rheinwasserentnahme. Die jeweiligen Teilvorhaben berühren verschiedene UVP-
Tatbestände aus Anlage 1 zum UVPG. 
 
Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 20.11.2023 nach § 7 Abs. 3 UVPG den Entfall der 
Vorprüfung und damit die unmittelbare Durchführung einer UVP im Zuge des bergrechtlichen 
Planfeststellungsverfahrens (Rahmenbetriebsplan) gem. § 57a BBergG beantragt. Die 
Bezirksregierung Arnsberg hat diesem Vorgehen zugestimmt. Für das Vorhaben besteht damit 
gemäß § 7 Abs. 3 S. 2 UVPG die UVP-Pflicht. Die verfahrensrechtlichen Anforderungen 
ergeben sich insoweit aus den §§ 4 ff. UVPG. Gem. § 18 Abs. 1 S. 4 UVPG muss das 

mailto:registratur-do@bra.nrw.de
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Beteiligungsverfahren den Anforderungen des § 73 Abs. 3 S. 1 und Abs. 5 bis 7 des VwVfG 
NRW entsprechen. 
Nach § 73 Abs. 6 S. 1 VwVfG NRW ist die Durchführung eines Erörterungstermins angeordnet. 
Der Erörterungstermin wird gem. § 27c Abs. 1 Nr. 1 VwVfG NRW durch eine 
Onlinekonsultation ersetzt. 
 
 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 
1. In der Onlinekonsultation werden nur fristgerecht erhobene Einwendungen und 

eingegangene Stellungnahmen erörtert.  
 
2. Die Onlinekonsultation ist nicht öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme haben neben den 

Vertretern der beteiligten Behörden und der Antragstellerin nur die Betroffenen sowie die 
Personen, deren Einwendungen eingegangen sind. Die Teilnahmeberechtigung ist 
daher entsprechend nachzuweisen (Vorlage des Personalausweises und ggf. eines 
Grundbuchauszugs, Vertretungsvollmacht etc.). 

 
3. Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend genannte Personen: 

• Einwenderinnen und Einwender (Personen, die schriftlich oder zur Niederschrift 
Einwendungen erhoben haben), 

• Betroffene (Personen, deren Rechte oder Belange von dem Vorhaben berührt 
werden)  

• Bevollmächtigte, Sachbeistände und gesetzliche Vertreter der 
Teilnahmeberechtigten,  

• Vertreterinnen und Vertreter der am Verfahren beteiligten Träger öffentlicher Belange 
und anerkannten Vereinigungen, 

• Vertreterinnen und Vertreter der Vorhabenträgerin und deren Gutachter und 
Sachverständige,  

• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anhörungsbehörde. 
 

4. Für die Teilnahme der zur Teilnahme Berechtigten, die nicht von der Bezirksregierung 
Arnsberg hinsichtlich der Modalitäten der Onlinekonsultation schriftlich benachrichtigt 
werden, ist eine Anmeldung erforderlich (s.o.). Dafür müssen unter Angabe von 
persönlichen Daten und digitaler Ablichtung eines amtlichen Identitätsnachweises samt 
Adressangaben die Zugangsdaten zum Portal beantragt werden. Name und Adresse 
des Ausweisinhabers müssen lesbar sein. Weitere Daten dürfen unkenntlich gemacht 
sein. Gegebenenfalls müssen weitere Dokumente (z. B. Grundbuchauszug, Vollmacht, 
etc.) zur Verifikation beigefügt werden. Dies ist vom 02.05.2025 bis zum 15.05.2025 
möglich. Die Angaben werden geprüft. Dadurch kann es zu Verzögerungen von wenigen 
Tagen bis zur Übermittlung der Zugangsdaten kommen. 
 

5. Die Teilnahme an der Onlinekonsultation ist freiwillig. Die im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen 
und die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen sind unabhängig von der Teilnahme 
Gegenstand der Onlinekonsultation. 

 
6. Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Argumente in der Onlinekonsultation ist 

nicht erforderlich. 
 

7. Bei Nichtteilnahme eines Beteiligten kann auch ohne ihn die Onlinekonsultation 
durchgeführt und über den gestellten Antrag entschieden werden. 

 
8. Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im Rahmen der Onlinekonsultation wird keine 

neue erstmalige oder zusätzliche Einwendungsmöglichkeit eröffnet, d.h. über die bisher 
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vorgebrachten Argumente hinaus können keine neuen Sachargumente im 
Verwaltungsverfahren vorgebracht werden. 

 
9. Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren der Onlinekonsultation mit Ablauf der 

genannten Frist zur Äußerung (30.05.2025) beendet ist. 
 
10. Durch die Teilnahme an der Onlinekonsultation oder durch Vertreterbestellung 

entstehende Kosten werden nicht erstattet. 
 

11. Die mit der Zugangskontrolle erhobenen persönlichen Daten werden zum Zwecke der 
Durchführung des Verfahrens erhoben sowie zum Verfahrensvorgang genommen und 
archiviert. 

 
Datenschutz in der Bezirksregierung Arnsberg 
Seit Mai 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und das Datenschutzgesetz 
NRW (DSG NRW). Dieses Recht verpflichtet Dienstleister – und damit auch die 
Bezirksregierung – zu verantwortungsvollem und transparentem Umgang mit 
personenbezogenen Daten. Weitere Informationen zu Ihren Rechten im Datenschutz finden 
Sie auf der Seite  
https://www.bra.nrw.de/505448 unter Downloads. 
 
Diese Bekanntmachung ist gemäß § 27a VwVfG NRW auf der Internetseite der 
Bezirksregierung Arnsberg zugänglich gemacht: 
https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen 
 
Weiter ist die Bekanntmachung auch auf der Website des UVP-Portals 
(Umweltverträglichkeitsprüfungen Nordrhein-Westfalen) zugänglich gemacht: 
https://uvp-verbund.de/nw 
 
Die Durchführung der Onlinekonsultation wird gem. § 73 Abs. 6 S. 2 VwVfG NRW auch in den 
folgenden Gemeinden ortsüblich bekannt gemacht: 
Stadt Bedburg, Stadt Bergheim, Stadt Dinslaken, Stadt Dormagen, Stadt Duisburg, Stadt 
Düsseldorf, Stadt Elsdorf, Stadt Emmerich am Rhein, Stadt Grevenbroich, Stadt Kalkar, Stadt 
Kleve, Stadt Krefeld, Stadt Meerbusch, Stadt Monheim am Rhein, Stadt Neuss, Stadt Rees, 
Stadt Rheinberg, Gemeinde Rommerskirchen, Stadt Voerde, Stadt Wesel, Stadt Xanten 
 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Im Auftrag 
gez. Jeglorz 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.bra.nrw.de/505448
https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen
https://uvp-verbund.de/nw
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Betr.: Aufstellung der 39. Änderung des Flächennutzungsplanes „Einzelhandel am Rittergut“ 
– Ortsteil Noithausen 

          hier: Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
Der Ausschuss für Planung und Mobilität der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
02.04.2025 die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zu 
dem Entwurf der 39. Flächennutzungsplanänderung „Einzelhandel am Rittergut“ – Ortsteil 
Noithausen – beschlossen.  
 
Ziel der 39. Flächennutzungsplanänderung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Umstrukturierung des Einzelhandelsstandorts „Am Rittergut“ von einem real zu einem 
Kaufland SB-Warenhaus zu schaffen. Der Standort befindet sich im Außenbereich gem. § 35 
BauGB. Als großflächige Einzelhandelsnutzung ist eine Genehmigung des Vorhabens auf 
Grundlage des § 35 BauGB nicht möglich. Daher besteht ein Planungserfordernis zur 
Aufstellung eines Bebauungsplans (siehe Bebauungsplan Nr. G 234) und zur Änderung des 
Flächennutzungsplans. 
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz umrandet, unterbrochen 
dargestellt. 
 
Ortsteil: Noithausen 
FNP-Änd.-Nr.: 39. 
Bezeichnung: „Einzelhandel am Rittergut“ 
Druckgenehm. Land NRW (2021) ABK 
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/zero-2-0) 

 
 

phone:234)
http://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0
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Diese Bekanntmachung und der Entwurf der Flächennutzungsplanänderung werden mit der 
Begründung und den nach Einschätzung der Stadt Grevenbroich wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 15.04.2025 bis 
einschließlich 22.05.2025 im Internet unter der Adresse 
 

https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=70321 
 
veröffentlicht. 
 
Zusätzlich liegen die Unterlagen in dieser Zeit (nicht am 18.04.2025, 21.04.2025, 01.05.2025 
und 02.05.2025) im städtischen Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Am Markt 2, 41515 
Grevenbroich, 2. Etage, Fachdienst Stadtplanung, während der Dienststunden öffentlich aus. 
Während der Dienststunden stehen Mitarbeiter des Fachdienstes Stadtplanung zur Auskunft 
zur Verfügung. Es wird um vorherige Terminabsprache gebeten unter den Telefonnummern 
02181/608-439 oder -440.  
 
Während der Dauer der Veröffentlichung können Stellungnahmen abgegeben werden; nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden, 
können bei Bedarf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden.  
Es wird ferner darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 
UmwRG gem. § 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im 
Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte 
geltend machen können. 
 
Die folgenden Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:  
 

1. Umweltbericht gem. § 2a BauGB mit Darstellung von übergeordneten Umweltbelangen 
(Natura-2000-Gebiete, Regionalplanung, Landschaftsplan, Schutzgebiete gem. 
Wasserhaushaltsgesetz, u.w.) sowie der Bewertung von Umwelt, Naturhaushalt und 
Landschaftsbild. Es wird die Wirkung des Vorhabens auf die einzelnen Schutzgüter 
Boden/Fläche (Bestandssituation mit Vorbelastungen und Wirkung durch 
Versiegelung), Menschen/Gesundheit und Bevölkerung (Wirkungen von Lärm und 
Verkehr), Pflanzen, Tiere, Artenschutz, Biotope und biologische Vielfalt, Wasser 
(Grund- und Oberflächengewässer, Starkregen, Entwässerung), Luft/Klima 
(Lufthygiene, Luftqualität, Lokalklima), Landschaft (Landschaftsbildqualität, Freizeit- 
und Erholungsfunktion, Wegevernetzung), Kultur- und sonstige Sachgüter sowie 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern beschrieben 
 

2. Aussagen und Bewertung zur Intensität des Eingriffes und dessen Ausgleich innerhalb 
des Planungsraums 
 

3. zum Thema Artenschutz eine artenschutzrechtliche Vorprüfung der Stufe I, 
insbesondere mit Informationen zu Vogel- und Fledermausarten 
 

4. schalltechnische Gutachten zu den Themen Gewerbe- und Verkehrslärm 
 

5. verkehrstechnische Untersuchung zur Überprüfung der Leistungsfähigkeit der 
umliegenden Straßen 
 

6. Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zu dem 
Thema Grundwasser (eingereicht von der Bezirksregierung Arnsberg – Abt. 6 Bergbau 
und Energie in NRW vom 11.07.2024) 

 

https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=70321
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Grevenbroich, den 04.04.2025 
 
 
Klaus Krützen 
Bürgermeister 
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Betr.: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. Gu 38 „Industriepark Elsbachtal“ – Ortsteil Gustorf 
–  
hier: Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Ausschuss für Planung und Mobilität der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
02.04.2025 die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) zu 
dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. Gu 38 „Industriepark Elsbachtal“ – Ortsteil Gustorf – 
beschlossen.  
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz umrandet, unterbrochen 
dargestellt. 
 
Ortsteil: Gustorf 
BPlan-Nr.: Gu 38 
Bezeichnung: „Industriepark Elsbachtal“ 
Druckgenehm. Land NRW (2021) ABK 
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/zero-2-0) 

 
 

http://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0
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Diese Bekanntmachung und der Entwurf des Bebauungsplans werden mit der Begründung 
und den nach Einschätzung der Stadt Grevenbroich wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 15.04.2025 bis einschließlich 
22.05.2025 im Internet unter der Adresse 
 

https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=47166 
 
veröffentlicht.  
 
Zusätzlich liegen die Unterlagen in dieser Zeit (nicht am 18.04.2025, 21.04.2025, 01.05.2025 
und 02.05.2025) im städtischen Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Am Markt 2, 41515 
Grevenbroich, 2. Etage, Fachdienst Stadtplanung, während der Dienststunden öffentlich aus. 
Während der Dienststunden stehen Mitarbeiter des Fachdienstes Stadtplanung zur Auskunft 
zur Verfügung. Es wird um vorherige Terminabsprache gebeten unter den Telefonnummern 
02181/608-439 oder -440.  
 
Während der Dauer der Veröffentlichung können Stellungnahmen abgegeben werden; nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden, 
können bei Bedarf aber auch auf anderem Weg abgegeben werden.  
 
Die folgenden Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:  
 

1. ein Umweltbericht mit Aussagen zu den Schutzgütern Mensch und seine Gesundheit 
sowie die Bevölkerung insgesamt, Pflanzen und Tiere, Fläche, Boden, Wasser, Klima 
und Luft, Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter, biologische Vielfalt sowie 
deren Wechselwirkungen, Art und Menge der erzeugten Abfälle, Art und Menge an 
Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung 
sowie der Verursachung von Belästigungen sowie Maßnahmen zur Vermeidung und 
zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 
 

2. zum Thema Artenschutz ein Gutachten zur artenschutzrechtlichen Prüfung der Stufe 
II, inklusive konkreten Erhebungen der Avifauna, Fledermäusen sowie der Haselmaus 

 
3. schalltechnische Berechnungen zur Ermittlung der Verkehrslärmbelastung  

 

4. Gutachten zur Baugrundbeurteilung 
 

5. Gutachten zur Versickerung  
 

6. Stellungnahmen von Privaten, Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
zu den Themen  

– Artenschutz,  
– Baugrundverhältnisse,  
– Bergbautätigkeiten,  
– Bodenverhältnisse und Altlasten, 
– Dachbegrünung, 
– Nutzung erneuerbarer Energien, 
– Grundwasserstände,  
– Denkmalangelegenheiten,  
– Erdbebengefährdung,  
– Immissionsschutz, 
– Landschaftsbild, 
– landwirtschaftliche Flächen, 

https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=47166
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– Naturschutz und Landschaftspflege, 
– Niederschlagsentwässerung, 
– Pflanzmaßnahmen, 
– Störfall,  
– Wald. 

 
 
Grevenbroich, den 04.04.2025 
 
 
Klaus Krützen 
Bürgermeister 
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Betr.: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. W 56 „Am Heyerweg“ – Ortsteil Wevelinghoven –  

hier: erneute beschränkte Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a 
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)  

 
Der Ausschuss für Planung und Mobilität der Stadt Grevenbroich hat in seiner Sitzung am 
02.04.2025 die erneute beschränkte Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 
4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. W 56 „Am 
Heyerweg“ – Ortsteil Wevelinghoven – beschlossen.  
 
Das Plangebiet ist im nachfolgend abgedruckten Plan schwarz umrandet, unterbrochen 
dargestellt.  
 
Ortsteil: Wevelinghoven 
BPlan-Nr.: W 56 
Bezeichnung: „Am Heyerweg“ 
Druckgenehm. Land NRW (2021) ABK 
Datenlizenz Deutschland - Zero - Version 2.0 (www.govdata.de/dl-de/zero-2-0) 

 
 
Diese Bekanntmachung und der Entwurf des Bebauungsplans werden mit der Begründung 
und den nach Einschätzung der Stadt Grevenbroich wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 15.04.2025 bis einschließlich 
05.05.2025 im Internet unter der Adresse 
 

https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=44070 
 
veröffentlicht.  

http://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0
https://www.o-sp.de/grevenbroich/plan?L1=37&pid=44070
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Zusätzlich liegen die Unterlagen in dieser Zeit (nicht am 18.04.2025, 21.04.2025, 01.05.2025 
und 02.05.2025) im städtischen Verwaltungsgebäude Neues Rathaus, Am Markt 2, 41515 
Grevenbroich, 2. Etage, Fachdienst Stadtplanung, während der Dienststunden erneut 
öffentlich aus. Während der Dienststunden stehen Mitarbeiter des Fachdienstes Stadtplanung 
zur Auskunft zur Verfügung. Es wird um vorherige Terminabsprache gebeten unter den 
Telefonnummern 02181/608-439 oder -440.  
 
Während der Dauer der Veröffentlichung können Stellungnahmen abgegeben werden; 
Stellungnahem und Anregungen sind nur zu den geänderten Teilen der Entwurfsunterlagen 
vorzubringen. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. Stellungnahmen sollen 
elektronisch übermittelt werden, können bei Bedarf aber auch auf anderem Weg abgegeben 
werden.  
 
Die folgenden Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar:  
 

1. Ein Umweltbericht mit Aussagen zu den Schutzgütern Mensch, Gesundheit und Bevölkerung, 
Tiere, Pflanzen, Artenschutz, Natura-2000-Gebiete, biologische Vielfalt, Landschaft, Boden 
und Fläche, Wasser, Luft, Klima, Kultur- und sonstige Sachgüter (hier insbesondere 
Bodendenkmäler) und den Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen. 
 

2. zum Thema Artenschutz eine artenschutzrechtliche Prüfung mit Ausführungen zur Vorprüfung 
(Stufe I) und einer vertieften Prüfung möglicher artenschutzrechtlicher Konflikte (Stufe II), 
insbesondere mit Informationen zu Fledermausarten, Vogelarten und dem Feldhamster.  
 

3. Ein Verkehrsgutachten zur verkehrstechnischen Anbindung des Neubaugebiets 
Wevelinghoven-Süd einschließlich dem Bebauungsplan Nr. W 56, insbesondere mit 
Ergebnissen der Leistungsfähigkeitsuntersuchungen bestehender Knotenpunkte im Umfeld 
des Plangebiets (Beurteilung der heutigen Verkehrssituation und Prognose 2030). 

 
4. Eine schalltechnische Untersuchung zum Rahmenplan Wevelinghoven Süd mit 

plangebietsbezogenen Ausführungen zum Thema Gewerbelärm, Straßenverkehrslärm und 
aktiven sowie passiven Schallschutzmaßnahmen. 

 
5. Ein Bodengutachten mit Angaben zum Bodenaufbau, Bodendurchlässigkeit und der 

Wasserführung des Bodens im Bereich der K 10/ L361 zur Bewertung der 
Versickerungseignung.     
 

6. Eine Entwurfsplanung zur Erschließung des Plangebiets, u.a. mit Angaben zur technischen 
Ausgestaltung der öffentlichen Straßenverkehrsflächen, öffentlicher Stellplätze und von Fuß- 
und Betriebswegen. 
 

7. Eine Entwurfsplanung zur Entwässerung innerhalb des Plangebiet mit Aussagen zur Lage und 
Höhe der Schmutz- und Regenwasserkanäle sowie dem geplanten Regenrückhaltebecken. 

 
8. Eine Starkregenbetrachtung zum Umgang mit Starkregenereignissen innerhalb des 

Plangebietes auf Grundlage der beabsichtigten Bebauung und Erschließung. 
 

9. Ein Freianlagenentwurf mit Aussagen der Gestaltung der öffentlichen Grün- und Freiräume. 
 

10. Ein Geruchsgutachten eines Industriebetriebs (Fa. Intersnack) im Einwirkungsbereich zum 
Plangebiet, insbesondere mit Informationen zu möglichen Geruchsbelastungen 
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11. Stellungnahmen von Privaten, Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zu den 
Themen  

- Verkehrstechnische Erschließung und Anbindung des Plangebiets 
- Leistungsfähigkeit am Knotenpunkt L 361/K10 
- Anbaubeschränkungszone an der L 361  
- Bergbauliche Verhältnisse und Grundwasserverhältnisse 
- Entwässerung  
- Erdbebengefährdung und Baugrund 
- Bodendenkmale  
- Bodenschutz 
- Immissionsschutz (Gewerbe, Verkehr, Gerüche)  
- Natur- und Landschaftspflege (Kompensationsberechnung) 
- Rohölpipeline 
- Löschwasserversorgung 
- Erschließungsplanung und Starkregen 
- Richtfunkverbindungen 
- Hochspannungsfreileitung 

 
 
Grevenbroich, den 04.04.2025 
 
 
Klaus Krützen 
Bürgermeister 
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